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Beschreibung einer Verarbeitungstätigkeit 

1. Allgemeine Angaben 

Bezeichnung der Verarbeitungstätigkeit 

NotenBox mit Nutzung Android/iOS 

Aktenzeichen 

      

Stand: 

19.09.2018 

Verantwortlicher (Bezeichnung, Anschrift, E-Mail-Adresse und Telefonnummer der öffentlichen Stelle) 

      

Falls zutreffend: Angaben zu weiteren gemeinsam für die Verarbeitung Verantwortlichen (jeweils Bezeichnung, Anschrift, E-

Mail-Adresse und Telefonnummer) 

AWIN-Software, Im Paradies 7 87743 Egg 

awin@awin-software.de   08333 / 92 35 02 

Behördlicher Datenschutzbeauftragter (Name, dienstliche Anschrift, E-Mail-Adresse, Telefonnummer) 

Peter Freudenstein, Dr. Karl Weiß Platz 6, 94060 Pocking 

Mail: freudenstein@grundschulepocking.de 

2. Zwecke und Rechtsgrundlagen der Verarbeitung 

Zwecke 

Die NotenBox unterstützt die Lehrkräfte bei der Erfassung und Dokumentation der Leistungsdaten, der Planung und 
Dokumentation des Unterrichtseinsatzes. 

Rechtsgrundlagen 

− Bayerisches Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen  

          (insbesondere Art. 85 und Art. 113b Abs. 8 Bay-EUG) 

− Bayerisches Datenschutzgesetz (Art. 15 bis 23) 

− Bestimmungen der Schulordnungen 

− Lehrerdienstordnung 

3. Kategorien der personenbezogenen Daten 

Lfd. Nr. Bezeichnung der Daten 

1 Daten der Schülerinnen und Schüler 
Familienname, Rufname, weitere Daten nach Bedarf, optional auch Fotos 

1.1 Zeugnisdaten 
Noten/Verbalbeurteilungen, weitere Daten nach Bedarf 

1.2 Leistungsdaten  
Note/Verbalbeurteilung, Art, Gewichtung, Datum der Leistungsbewertung, Gegenstand 
der Leistungsbewertung (schriftliche, mündliche, praktische Leistungen), 
Zeugnisbemerkungen, Daten zum Erreichen des Klassenziels (aktuelles Schuljahr, 
Vorjahr), ggf. besondere Gewichtung (insbesondere wegen Legasthenie), Art der 
Wiederholung,.. nach Bedarf auch entsprechende Prüfungsdaten 

1.3 Bei Bedarf: Strichlisten 
Anwesenheit, Hausaufgaben, Unterrichtsbeobachtung, sonstige Strichlisten 

4. Kategorien der betroffenen Personen 

Lfd. Nr.  Betroffene Personen 

1 Alle Schülerinnen und Schüler der verwalteten Klassen sowie deren Erziehungsberechtigte 



2 
 

 

 

 

5. Kategorien der Empfänger, denen die personenbezogenen Daten offengelegt worden sind oder 
noch offengelegt werden, einschließlich Empfänger in Drittländern oder internationalen Organi-
sationen 

Lfd. Nr.  Empfänger  Anlass der Offenlegung 

1 Klassenlehrer 
Schulleiter 
Lehrkräfte 

Teilberechtigt hinsichtlich der Daten zur Abschlussprüfung und der Leis-
tungsdaten: Lehrkräfte der Schule jeweils nur hinsichtlich der fachbezogenen 
Daten von Schülerinnen/Schülern, die die jeweilige Lehrkraft unterrichtet 
bzw. deren Klassenleitung sie wahrnimmt oder deren Oberstufenkoordina-
tor/-koordinatorin sie ist.  

Fächerübergreifenden Zugriff dürfen erhalten:  

− die Schulleitung hinsichtlich der Leistungsdaten nur im konkreten 
Einzelfall, soweit dies zur Erfüllung ihrer pädagogischen, organisato-
rischen und rechtlichen Aufgaben erforderlich ist,  

− Beratungslehrkräfte und Schulpsychologen hinsichtlich der Leis-
tungsdaten nur im konkreten Einzelfall, soweit dies zur Erfüllung ihrer 
pädagogisch-psychologischen und rechtlichen Aufgaben im Rahmen 
der Schulberatung erforderlich ist,  

− die Lehrkräfte für die jeweils von ihnen unterrichteten Schülerinnen 
und Schüler nur im konkreten Einzelfall, insbesondere für den Zeit-
raum, für den dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben als Mitglied der Klas-
senkonferenz (insbesondere Zeugniserstellung, Entscheidung über 
das Vorrücken, Empfehlung an die Lehrerkonferenz im Fall des Vor-
rückens auf Probe) erforderlich ist,  

− die Klassenleitungen und die Oberstufenkoordinatoren und -
koordinatorinnen darüber hinaus für die Schülerinnen und Schüler ih-
rer Klasse, um schulische oder häusliche Probleme erkennen zu 
können, die sich durch einen plötzlichen Leistungsabfall in mehreren 
Fächern gleichzeitig bemerkbar machen, sowie für die Zeugnisvorbe-
reitung und Zeugniserstellung, 

− die Lehrkräfte an Berufsschulen darüber hinaus wegen der dort be-
stehenden schulorganisatorischen und didaktischen Besonderheiten 
für die jeweils von ihnen unterrichteten Schülerinnen und Schüler 
während des gesamten Schuljahres;  

im Übrigen ist der Zugriff auf Leistungsdaten auf die von der jeweiligen Lehr-
kraft unterrichteten Fächer beschränkt; soweit Lehrkräfte insbesondere an 
Förderschulen gemeinsam ein Fach unterrichten, haben sie wechselseitigen 
Zugriff auf diese Leistungsdaten. 

6. Falls zutreffend: Übermittlungen von personenbezogenen Daten an ein Drittland oder an eine 
internationale Organisation 

7. Vorgesehene Fristen für die Löschung der verschiedenen Datenkategorien 

Lfd. Nr.  Löschungsfrist 

1 Löschung spätestens am Ende des nachfolgenden Schuljahres 
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8. Allgemeine Beschreibung der technischen und organisatorischen Maßnahmen gemäß Art. 32 
Abs. 1 DSGVO, ggf. einschließlich der Maßnahmen nach Art. 8 Abs. 2 Satz 2 BayDSG-E 2018 

Hardware auf denen das Verfahren eingesetzt wird: 

Stand-Alone-Rechner, mobiler Rechner, Tablet, Smartphone (Android/iOS/Windows/MacOS) 

 

Netzanbindung:  

lokales Netzwerk / WLAN zur Synchronisation mit NotenBox-App für iPad/iPhone/Android/Windows-Store-
App 
 
Eingesetzte(s) Betriebssystem(e):  

Windows, macOS, Android, iOS 
 
Maßnahmen der Zugangskontrolle:  

Passwortschutz und Vollverschlüsselung des Gerätes (z.B. iPad/iPhone) /Android-
Smartphone/Tablet/Windows-Tablet). 

Passwortschutz der AES256 verschlüsselten Klassendateien der Apps auf iPad/iPhone/Android-
Smartphone/Tablet/Windows-Tablet. 

Daten bleiben im lokalen Bereich der NotenBox-App (mobile Geräte) und sind auf den mobilen Geräten so 
lokal gespeichert und wenn möglich so gekennzeichnet, dass sie nicht in einer Cloud gesichert werden. 

 

Maßnahmen der Transportkontrolle:  

Synchronisation im lokalen Netz (keine Cloud, keine Internetverbindung) 

Übertragene Nutzerdaten AES256 verschlüsselt mit gerätepaarungsspezifischem Code (Synchronisation 
zwischen Computer mit NotenBox 7 und NotenBox-App auf mobilem Gerät) 

Testversion kann Klassen einer Vollversion nicht synchronisieren/wiederherstellen 
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Weitere Angaben 

9. Nur für Polizei- und Strafjustizbehörden  

Erfolgt ein Profiling im Sinne von Art. 4 Nr. 4 DSGVO? 

☐ Ja   ☒ Nein 

Falls ja: Welche Art von Profiling wird durchgeführt? 

      

Besteht für die Verarbeitung eine Errichtungsanordnung? 

☐ Ja,  ☒ Nein  Falls ja, bitte Datum und Aktenzeichen angeben       

10. Verantwortliche Organisationseinheit 

Dienststelle / Sachgebiet / Abteilung 

GS Passau-Innstadt 

11. Datenschutz-Folgenabschätzung 

Ist für die Form der Verarbeitung eine Datenschutz-Folgenabschätzung nach Art. 35 DSGVO erforderlich? 

☐ Ja,  ☒ Nein  Falls ja, bis wann durchzuführen oder zu überprüfen        

Begründung 

      

12. Stellungnahme des behördlichen Datenschutzbeauftragten 

Liegt eine Stellungnahme des behördlichen Datenschutzbeauftragten vor?  

☐ Ja   ☒ Nein 

Ggf. nähere Erläuterung  
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1.1 Erläuterungen zum Muster 

Welche Verarbeitungstätigkeiten sind in das Verzeichnis aufzunehmen? 

Aufzunehmen sind alle ganz oder teilweise automatisierten Verarbeitungstätigkei-

ten – also alle Verarbeitungstätigkeiten, die ganz oder teilweise mit Hilfe von IT-

Systemen erfolgen.  

Nichtautomatisierte Verarbeitungstätigkeiten sind aufzunehmen, soweit die perso-

nenbezogenen Daten in einem Dateisystem gespeichert sind oder gespeichert 

werden sollen (Art. 2 Abs. 1 DSGVO, Art. 2 Satz 2 BayDSG-E 2018).  

„Dateisystem“ ist nach Art. 4 Nr. 6 DSGVO jede strukturierte Sammlung perso-

nenbezogener Daten, die nach bestimmten Kriterien zugänglich ist. Diese Voraus-

setzung wird regelmäßig vorliegen, wenn eine strukturierte Verarbeitungstätigkeit 

schriftlich oder elektronisch dokumentiert und in einer Registratur gespeichert 

wird, wie dies bei Behörden üblich ist (vgl. z.B. § 12 ff. der Allgemeinen Ge-

schäftsordnung für die Behörden des Freistaates Bayern – AGO). Insbesondere 

die Verwendung von Vordrucken für die Erhebung von Daten oder den Verwal-

tungsablauf ist ein Anhaltspunkt für die Pflicht zur Aufnahme in das Verarbei-

tungsverzeichnis. 

Das Verarbeitungsverzeichnis soll einerseits alle Verarbeitungstätigkeiten ausrei-

chend konkret darstellen, anderseits nicht zu kleinteilig sein. Der Begriff der „Ver-

arbeitungstätigkeit“ umfasst alle Verarbeitungsschritte, Vorgänge und Vorgangs-

reihen, die einem gemeinsamen Zweck dienen. Es ist daher nicht zu jedem ein-

zelnen Verarbeitungsschritt bzw. Vorgang oder zu einer Vorgangsreihe ein eige-

ner Verzeichniseintrag zu erstellen. Vielmehr ist ein zusammenfassender Ver-

zeichniseintrag für die durch den Zweck gleichsam „verklammerte“ Verarbeitungs-

tätigkeit ausreichend. Insbesondere müssen Verarbeitungsschritte, die nur unter-

geordnete Hilfsfunktion haben und damit keinem eigenen neuen Zwecken, son-

dern letztlich nur dem Zweck der eigentlichen Verarbeitungstätigkeit dienen, nicht 

gesondert aufgeführt werden.  

Beispiele für aufzunehmende Verarbeitungstätigkeiten: 

- Führung des Melderegisters 

- Führung des Gewerberegisters 

- Personalaktenverwaltung 

- Beihilfebearbeitung 

- Wohngeldbearbeitung 
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- Bearbeitung von Bauanträgen 

- Zeiterfassung 

- Einzelne Videoüberwachungen (auch mit mehreren Kameras, soweit an 

einem Ort) 

- Durchführung von Wahlen und Abstimmungen 

- Fahrerlaubnisverwaltung 

- Kfz-Zulassung 

Zu Nr. 1 (Allgemeine Angaben) 

(Art. 30 Abs. 1 Satz 2 Buchst. a DSGVO) 

Die Bezeichnung der Verarbeitungstätigkeit soll allgemeinverständlich sein und 

den jeweiligen Zweck erkennen lassen. Beispiele siehe oben. 

„Verantwortlicher“ ist die Behörde oder sonstige öffentliche Stelle, die selbst oder 

mittels eines Auftragsverarbeiters die Verarbeitung durchführt. Die in Art. 30 

Abs. 1 Satz 2 Buchst. a DSGVO genannten „Vertreter“ beziehen sich auf den Ver-

treter im Sinne von Art. 4 Nr. 17 DSGVO und sind damit für öffentliche Stellen 

nicht relevant. 

„Gemeinsam für die Verarbeitung Verantwortliche“ liegen vor, wenn zwei oder 

mehrere Verantwortliche gemeinsam die Zwecke und Mittel der Verarbeitung fest-

legen (Art. 26 DSGVO). 

Als „Anschrift“ ist jeweils Postleitzahl, Ort, Straße und Hausnummer anzugeben. 

Zu Nr. 2 (Zwecke und Rechtsgrundlagen der Verarbeitung) 

(Art. 30 Abs. 1 Satz 2 Buchst. b DSGVO; Art. 31 BayDSG-E 2018) 

Die Angabe der Rechtsgrundlagen der Verarbeitungstätigkeit geht über die in 

Art. 30 Abs. 1 Satz 2 DSGVO aufgeführten Mindestangaben hinaus. Die Angabe 

dient dem Nachweis, dass diese Frage geprüft wurde. Für Verarbeitungen im An-

wendungsbereich der Richtlinie zum Datenschutz bei Polizei und Justiz (Richtlinie 

(EU) 2016/680, vgl. Art. 28 Abs. 1 BayDSG-E 2018) ist die Angabe der Rechts-

grundlagen demgegenüber verpflichtend (Art. 31 BayDSG-E 2018). 

Soweit keine bereichsspezifische gesetzliche Regelung (wie etwa auch Art. 4 

Abs. 1 BayDSG-E 2018) besteht, kommen als Rechtsgrundlagen die Tatbestände 

nach Art. 6 – bei besonderen Kategorien personenbezogener Daten in Verbindung 

mit Art. 9 DSGVO und Art. 8 BayDSG-E 2018 - in Betracht. 

Zu Nr. 3 (Kategorien der personenbezogenen Daten) 
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(Art. 30 Abs. 1 Satz 2 Buchst. c DSGVO) 

Unter Kategorien sind aussagefähige Oberbegriffe zu verstehen, z.B. „Name und 

Vorname“, „Anschrift“, „Staatsangehörigkeit“. Angaben rein technischer Art (z.B. 

Feldnummern, Schlüsselnummern usw.) sind nicht erforderlich. Die Bezugnahme 

auf beigefügte Beschreibungen von Datensätzen ist zulässig, wenn aus diesen die 

personenbezogenen Daten eindeutig hervorgehen. 

Zu Nr. 4 (Kategorien der betroffenen Personen) 

(Art. 30 Abs. 1 Satz 2 Buchst. c DSGVO) 

Zu beschreiben sind hier Personengruppen, die von der Verarbeitung betroffen 

sind. Beispiel: „Bauantragsteller“ oder „Beihilfeberechtigte und deren Angehörige“.  

Anzugeben sind auch Personengruppen innerhalb der öffentlichen Stellen, deren 

Daten verarbeitet werden. Beispiel: „Sachbearbeiter im Bauamt“.  

Zu Nr. 5 (Kategorien der Empfänger) 

(Art. 30 Abs. 1 Satz 2 Buchst. d DSGVO) 

Nach Art. 4 Nr. 9 DSGVO ist Empfänger „eine natürliche oder juristische Person, 

Behörde, Einrichtung oder andere Stelle, der personenbezogene Daten offenge-

legt werden, unabhängig davon, ob es sich bei ihr um einen Dritten handelt oder 

nicht“. Zu den Empfängern gehören daher auch Auftragsverarbeiter sowie Stellen 

innerhalb der Behörde, denen die Daten weitergegeben werden oder die Zugriff 

auf die Daten haben.  

Zu beachten ist ferner die Ausnahmeregelung des Art 4 Nr. 9 Satz 2 DSGVO, wo-

nach Behörden unter bestimmten, in dieser Vorschrift genannten Voraussetzun-

gen nicht als Empfänger gelten. 

Zu Nr. 6 (Übermittlungen von personenbezogenen Daten an ein Drittland 

oder an eine internationale Organisation) 

(Art. 30 Abs. 1 Satz 2 Buchst. e DSGVO) 
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Als Drittländer werden alle Länder außerhalb der Europäischen Union oder des 

Europäischen Wirtschaftsraumes bezeichnet. Im Falle einer Übermittlung an ein 

Drittland oder eine internationale Organisation nach Art. 49 Abs. 1 Unterabsatz 2 

DSGVO sind die geeigneten Garantien in Bezug auf den Schutz personenbezo-

gener Daten in Spalte 3 festzuhalten. Soweit erforderlich kann dazu auf ergänzen-

de Dokumente verwiesen werden. 

Zu Nr. 7 (Vorgesehene Fristen für die Löschung der verschiedenen Datenka-

tegorien) 

Personenbezogene Daten dürfen nur so lange gespeichert werden, wie es für die 

Zwecke erforderlich ist, für die sie verarbeitet werden (Grundsatz der „Speicher-

begrenzung“, Art. 5 Abs. 1 Buchst. e DSGVO). Gespeicherte Daten sind daher 

unverzüglich zu löschen, sobald sie für die Aufgabenerfüllung der öffentlichen 

Stelle nicht mehr erforderlich sind (vgl. DSGVO-Erwägungsgrund 39). Der Ver-

antwortliche sollte daher Fristen für die Löschung oder regelmäßige Überprüfung 

der personenbezogenen Daten vorsehen (vgl. DSGVO-Erwägungsgrund 39). 

Fachgesetzliche Regelungen sind zu beachten. 

Über den eigentlichen Speicherungsanlass hinaus (z.B. zur Bearbeitung eines 

Antrags auf Baugenehmigung) kann eine Speicherung auch zur Erfüllung von Do-

kumentationspflichten erforderlich sein. 

Anzugeben ist auch der Beginn der Löschungsfrist. Vor einer Löschung von Daten 

sind die archivrechtlichen Anbietungspflichten zu beachten. 

Zu Nr. 8 (Allgemeine Beschreibung der technischen und organisatorischen 

Maßnahmen gemäß Artikel 32 Absatz 1 DSGVO ggf. einschließlich der Maß-

nahmen nach Art. 8 Abs. 2 Satz 2 BayDSG-E 2018) 

(Art. 30 Abs. 1 Satz 2 Buchst. g DSGVO; Art. 8 Abs. 2 Satz 2 BayDSG-E 2018) 

Hier sind die technischen und organisatorischen Maßnahmen nach Art. 32 Abs. 1 

DSGVO allgemein zu beschreiben. Trotz der in Art. 30 Abs. 1 Satz 2 Buchst. g 

DSGVO verwendeten Formulierung „wenn möglich“ hat der Verantwortliche hier in 

aller Regel Angaben zu machen, da er ohnehin verpflichtet ist, „geeignete techni-

sche und organisatorische Maßnahmen“ zu treffen. Entsprechende Informationen 

werden dem Verantwortlichen daher in aller Regel vorliegen. 

Eine Beschreibung von Maßnahmen nach Art. 8 Abs. 2 Satz 2 BayDSG-E 2018 ist 

erforderlich, wenn besondere Kategorien personenbezogener Daten nach Art. 9 

Abs. 1 DSGVO verarbeitet werden. 
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Aus datenschutzrechtlicher Sicht zentral ist insbesondere die Fähigkeit, die Ver-

traulichkeit, Integrität und Verfügbarkeit der Systeme und Dienste im Zusammen-

hang mit der Verarbeitung auf Dauer sicherzustellen. Es ist zulässig und oft auch 

ausreichend, wenn dazu und im Hinblick auf die weiteren in Art. 32 Abs. 1 DSGVO 

genannten Maßnahmen auf ein vorhandenes Informationssicherheitskonzept ver-

wiesen wird (vgl. Art. 11 Abs. 1 Satz 2 Bayerisches E-Government-Gesetz). 

Zu Nr. 9. (Nur für Verarbeitungen durch Polizei- und Strafjustizbehörden) 

(Art. 31 BayDSG-E 2018) 

Angaben zum Profiling sind nur erforderlich, wenn bei Verarbeitungen im Sinne 

des Art. 28 Abs. 1 BayDSG-E 2018 im Anwendungsbereich der Richtlinie zum 

Datenschutz bei Polizei und Justiz ein Profiling erfolgt. Relevant kann dies für Be-

hörden der Polizei, Gerichte in Strafsachen und Staatsanwaltschaften, Straf-

vollstreckungs- und Justizvollzugsbehörden sowie Behörden des Maßregelvoll-

zugs sein, soweit diese personenbezogene Daten zum Zwecke der Verhütung, 

Ermittlung, Aufdeckung, Verfolgung oder Ahndung von Straftaten oder Ordnungs-

widrigkeiten, einschließlich des Schutzes vor und der Abwehr von Gefahren für die 

öffentliche Sicherheit verarbeiten. Sonstige Behörden können nur betroffen sein, 

soweit diese personenbezogene Daten verarbeiten, um Straftaten oder Ord-

nungswidrigkeiten zu verfolgen oder zu ahnden. 

„Profiling“ ist nach Art. 4 Abs. 4 DSGVO „jede Art der automatisierten Verarbeitung 

personenbezogener Daten, die darin besteht, dass diese personenbezogenen 

Daten verwendet werden, um bestimmte persönliche Aspekte, die sich auf eine 

natürliche Person beziehen, zu bewerten, insbesondere um Aspekte bezüglich 

Arbeitsleistung, wirtschaftliche Lage, Gesundheit, persönliche Vorlieben, Interes-

sen, Zuverlässigkeit, Verhalten, Aufenthaltsort oder Ortswechsel dieser natürli-

chen Person zu analysieren oder vorherzusagen“. 

Errichtungsanordnungen werden nach Art. 47 PAG bzw. zukünftig nach Art. 64 

Abs. 1 PAG-E 2018 erstellt. 

Zu Nr. 10 (Verantwortliche Organisationseinheit) 

Hier ist die Dienststelle, das Referat oder die sonstige Organisationseinheit der 

öffentlichen Stelle anzugeben, in der die Verarbeitungstätigkeit erfolgt. Beispiele: 

„Personalreferat“ oder „Bauamt“. 
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Zu Nr. 11 (Datenschutz-Folgenabschätzung) 

Die Angabe, ob eine Datenschutz-Folgenabschätzung für die Verarbeitungstätig-

keit durchzuführen ist, geht über die Art. 30 Abs. 1 Satz 2 DSGVO aufgeführten 

Mindestangaben für die Beschreibung von Verarbeitungstätigkeiten hinaus. Sie 

dient dem Nachweis, dass diese Frage in Abstimmung mit dem behördlichen Da-

tenschutzbeauftragten geprüft wurde. 

Welches Risiko für die Rechte und Freiheiten natürlicher Personen von einer be-

absichtigten Verarbeitung personenbezogener Daten ausgeht und wie dieses Ri-

siko bewältigt werden kann, ist vor jeder Verarbeitung zu prüfen. Eine Daten-

schutz-Folgenabschätzung nach Art. 35 Abs. 1 Satz 1 DSGVO ist dagegen nur 

durchzuführen, wenn „eine Form der Verarbeitung, insbesondere bei Verwendung 

neuer Technologien, aufgrund der Art, des Umfangs, der Umstände und der Zwe-

cke der Verarbeitung voraussichtlich ein hohes Risiko für die Rechte und Freihei-

ten natürlicher Personen zur Folge“ hat. Diese Voraussetzung wird nur bei weni-

gen Verarbeitungstätigkeiten vorliegen. Für Polizeibehörden richtet sich die Da-

tenschutz-Folgenabschätzung nach Art. 64 Abs. 2 PAG-E 2018. 

Die Datenschutz-Folgenabschätzung ist „vorab“, d.h. vor dem Einsatz einer Verar-

beitung durchzuführen. Für bereits laufende Verarbeitungen, die ohne wesentliche 

Änderungen fortgeführt werden und die eine Datenschutz-Folgenabschätzung 

erfordern, ist diese in einer Übergangsfrist spätestens bis zum 25. Mai 2021 nach-

zuholen. 

Nr. 8 dieser Arbeitshilfe enthält weitere Hinweise zu den Voraussetzungen und der 

Durchführung einer Datenschutz-Folgenabschätzung nach Art. 35 DSGVO. 

Zu Nr. 12 (Stellungnahme des behördlichen Datenschutzbeauftragten) 

Dem behördlichen Datenschutzbeauftragten ist vor dem erstmaligen Einsatz oder 

einer wesentlichen Änderung eines automatisierten Verfahrens, mit dem perso-

nenbezogene Daten verarbeitet werden, Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben 

(Art. 12 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BayDSG-E 2018). Eine Stellungnahme des behördli-

chen Datenschutzbeauftragten ist nach Art. 24 Abs. 5 BayDSG-E 2018 auch vor 

dem Einsatz einer Videoüberwachung einzuholen. 


